
Dr. Rudorf, Parlamentarischer Staatssekretär im Ministe­
rium für Finanzen:

Im Augenblick ist es noch nicht möglich, ein genau äquivalen­
tes Steuersystem aufzubauen, wie es in der Bundesrepublik exi­
stiert, da wir die Länder noch nicht haben. Deshalb gibt es in die­
sem 2. Halbjahr 1990 noch Abweichungen von diesem Steuersy­
stem, und diese betreffen den Einzug der Steuern.

Es wird also vielmehr erst einmal zentral eingezogen und dann 
wieder zurückverteilt über Finanzzuweisungen. Der Plan sieht 
im wesentlichen so aus, daß die Gemeinden etwa 250 Mio DM 
einnehmen an direkter Gemeindesteuer wie Hundesteuer und 
so etwas. Das ist natürlich ein sehr kleiner Betrag. Die ihnen zu­
stehenden Steuermittel nach den entsprechenden Gesetzen, die 
wir schon beschlossen haben, betragen etwa 4 Mrd. DM, und sie 
werden also über Rückzuweisung den Gemeinden, den Kommu­
nen zur Verfügung gestellt. Dazu kommen noch Finanzzuwei­
sungen aus dem zentralen Haushalt. Zusätzlich dazu stehen zur 
Aufrechterhaltung des Lebens in den Kommunen 19,5 Mrd. DM 
zur Verfügung.

Vielleicht eine Ungenauigkeit: In den 4 Mrd. DM sind die 
250 Mio DM einbegriffen.

Ich muß aber sagen, da ja das Steueraufkommen sehr schwer 
prognostizierbar ist und sehr stark von der Wirtschaftskraft ab­
hängt, die wir im 2. Halbjahr dieses Jahres entwickeln, müssen 
diese Zahlen auch nicht auf die Mark genau stimmen. Das kann 
keiner Voraussagen.

Vom Grunde her ist es also so, daß die Finanzämter die Steu­
ern einziehen, im wesentlichen zentral abführen und sie dann 
über die Finanzzuweisung den Kommunen übergeben werden.

Ich möchte an der Stelle auch sagen, daß vom 2. Juli an für die 
Gemeinden die Mittel zur Verfügung standen und es sind Klagen 
gekommen, daß die Kreditinstitute sich weigerten, solche Zah­
lungen vorzunehmen. Das sind Dinge, die nicht richtig gelaufen 
sind. Im Grunde sind die Mittel da.

Es muß also hier nachgestoßen werden, wo Kreditinstitute 
nicht rechtens gearbeitet haben oder wo die Kommunen nicht 
rechtzeitig die Anträge gestellt haben auf entsprechende Mittel. 
Natürlich, wenn ich Geld haben will, dann muß ich erst einmal ei­
ne Auszahlungsquittung schreiben.

Zu den Subventionen muß man sagen, daß das noch in Fluß ist. 
Es werden die Details noch ausgearbeitet. Man kann sagen, daß 
für zentrale Betriebe wie die Reichsbahn auch zentral die Sub­
ventionen zur Verfügung gestellt werden. Für Mieten und zum 
Beispiel auch den Kohlehandel sind die Subventionen bei den Fi­
nanzverwaltungen der Kreise einzureichen.

Das ist im Prinzip auch schon geregelt, und bis auf gewisse An­
laufschwierigkeiten müßte das schon laufen.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank. Jetzt rufe ich die Frage 26 auf. Ich bitte den Abge­
ordneten Frank Bogisch von der SPD-Fraktion, die Frage zu stel­
len.

Bogisch (SPD):

Herr Staatssekretär! Welche Steuermittel werden nach der In­
kraftsetzung der Währungsunion und bis zur Etablierung der 
Länder in der DDR den Kommunen zur Bewältigung der anste­
henden Aufgaben zur Verfügung gestellt? Welchen Umfang, 
prozentual und im realen Plan, besitzen diese Steuermittel, und 
wann ist mit der Bereitstellung der Gelder zu rechnen?

Sie haben dies ja schon angedeutet. Vielleicht sind Sie verwun­
dert, daß die Frage noch einmal aufgerufen wurde. Aber noch 
einmal ein bißchen präziser, wie stellt sich der Finanzminister 
dieses vor?

Dr. Rudorf, Parlamentarischer Staatssekretär im Ministe­
rium für Finanzen:

Also ich würde mich jetzt wiederholen. Ich kann eigentlich nur 
ergänzen, wie wir ungefähr die Steuern eingeplant haben: die 
Mehrwertsteuer mit etwa 10,2 Mrd. DM, die Verbrauchssteuern 
mit 5,5 Mrd. DM, die globale Steuerabführung, also Körper­
schaftssteuer, Gewerbeertragssteuer, Gewerbekapitalssteuer, 
Vermögenssteuer mit 6 Mrd. DM, die Lohnsteuer mit 2,1 Mrd. 
DM und die Steuern aus privatem Handwerk, Gewerbetreiben­
den und die anderen Steuern 1,2 Mrd. DM. Das ist der ungefähre 
Steueransatz.

Es kommt in der Summe auf 25 Mrd., und, wie gesagt, das 
hängt wesentlich von der Wirtschaftskraft ab, wieviel Steuern 
endgültig dann am Jahresende zur Verfügung stehen.

Über die Rücküberweisung, diese Zahl hatte ich ja schon ge­
sagt, das sind also 19,5 plus 4 Mrd., die insgesamt den Kommunen 
zur Verfügung stehen.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank. Jetzt bitte ich Herrn Prof. Steinitz von der PDS, 
seine Frage zu stellen.

Prof. Dr. Steinitz (PDS):

Herr Staatssekretär! Meine Frage bezieht sich auf die Ver­
schuldung im Zusammenhang mit der Veräußerung von Volks­
vermögen, das von der Treuhandanstalt verwaltet wird. Die Fra­
ge hat hier schon öfter zur Diskussion gestanden, und es geht 
darum:

In einer Erklärung wurde gesagt, daß dieses Treuhandvermö­
gen einbezogen werden kann zur Verringerung der Staatsver­
schuldung bis zu einer angemessenen Höhe. Mich würde jetzt 
interessieren, von welchen Kriterien ausgegangen wird bei der 
Bestimmung dieser angemessenen Höhe; denn es ist ja für die 
Art und Weise, wie das Volkseigentum verwendet wird, sehr 
wichtig, rechtzeitig zu bestimmen, jetzt für die nächste Zeit, von 
welchen Kriterien der Veräußerung des Volkseigentums ausge­
gangen wird, und wofür die Erlöse daraus eingesetzt werden.

Es genügt meines Erachtens nicht, nur festzustellen, daß die 
Sanierung des Staatshaushaltes und die Verringerung der 
Staatsverschuldung an zweiter und dritter Stelle stehen, wenn 
die hierfür notwendigen Dimensionen so groß sind, daß dafür 
die größten Teile des volkseigenen Vermögens eingesetzt wer­
den müssen.

Mich würde interessieren, inwieweit solche Berechnungen 
vorgenommen wurden und von welchen Kriterien sie ausgehen, 
wann die Regierung eine Erklärung dazu abgeben wird, welche 
Höhe hierfür eingesetzt werden soll und was als „angemessene 
Verschuldung“ angesehen wird, in Analogie zur Staatsverschul­
dung der Bundesrepublik, die bei etwa 16 000 DM pro Kopf der 
Bevölkerung liegt. Mich würde interessieren, welche Analogie 
Sie zur Bestimmung einer Staatsverschuldung der DDR anwen­
den würden.

Dr. Rudorf, Parlamentarischer Staatssekretär im Ministe­
rium für Finanzen:

Es ist noch keine Festlegung darüber erfolgt, welche Größen­
ordnung als angemessen gelten sollte. Vom Prinzip her sind zu­
erst die Strukturmaßnahmen und dann erst solche Dinge ange­
setzt. Es ist auch nicht klärbar, was eine „angemessene Verschul­
dung“ eigentlich ist. Ich möchte hier dem entgegentreten, was 
hier gesagt worden ist, daß in der Bundesrepublik 16 000 DM pro 
Kopf der Bevölkerung an Schulden sind und wir vielleicht we­
sentlich darunter liegen. Man muß solche Verschuldungsproble­
me grundsätzlich ins Verhältnis zur Wirtschaftskraft setzen; 
denn wenn Sie so wollen, dann haben die Amerikaner die höch­
sten Schulden in der Welt. Trotzdem können Sie die USA ja nicht
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